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1. Änderungsatzung zur Hauptsatzung der Stadt Genthin vom 
27.11.2014 

 
 
 

Aufgrund des § 10 i.V.m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt 
Genthin in seiner Sitzung am 23.02.2017 folgende 1. Änderung der Hauptsatzung der Stadt 
Genthin vom 27.11.2014 beschlossen: 
 
 
 
   

Artikel 1 
Änderung der Hauptsatzung 

 
 
1. Zu § 3 Stadtrat 
 
Es wird folgender Absatz (4) eingefügt: 

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtra-
tes abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unverzüglich stattzufinden.  

 
 

 
2. Zu § 6 Beschließende Ausschüsse  
 
Der Absatz (3) Punkt 1 wird neu gefasst: 
 

1. die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten, ausgenommen die Entlas-
sung innerhalb und mit Ablauf der Probezeit, der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 
sowie die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung, ausgenommen die Entlassung 
innerhalb oder mit Ablauf der Probezeit, der Arbeitnehmer in vergleichbaren Entgelt-
gruppen ab EG 8 und ab S 8b TVÖD jeweils im Einvernehmen mit dem Bürgermeister;  

 

Der Absatz (4) Punkt 6 wird neu gefasst: 

 

6. Vergaben nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) und die 
Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL), wenn der Einzelauftrag einen 
Wert von 50 T€ übersteigt. 

 
 
 
3.  Zu § 7 Beratende Ausschüsse   
 
Der Absatz (4) wird mit folgendem Satz ergänzt: 
  

Die Amtszeit der sachkundigen Einwohner endet, sofern ihre Berufung zuvor nicht widerru-
fen wird, mit dem Zusammentritt des neugewählten Stadtrates.  
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4.  Zu § 9 Bürgermeister 
 
Der § 9 wird neu gefasst:  

 

(1) Der Bürgermeister erledigt die gesetzlich übertragenen Aufgaben und die vom Stadtrat 
durch Beschluss übertragenen Aufgaben in eigener Verantwortung. Zu den Geschäften der 
laufenden Verwaltung gehören die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach be-
reits festgelegten Grundsätzen entschieden werden und keine wesentliche Bedeutung ha-
ben. 

Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung 
übertragen: 

1. die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises 
gemäß § 68 i.V.m § 73 Verwaltungsgerichtsordnung; das gilt nicht für Rechtsstreitigkei-
ten mit den Aufsichtsbehörden. 

2. die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der Arbeitnehmer in den Entgeltgrup-
pen 1 bis 7 und S 2 bis S 8a TVöD. 

3. die Entscheidung über die in § 4 Nr. 3, 4, 6 und 7 sowie in § 6 Abs. 3 Satz 4 genannten 
Rechtsgeschäfte, sofern die dort festgelegten Wertgrenzen unterschritten werden.  

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
für einzelne Aufgaben der Gemeinde bis zu der in § 6 Abs. 3 Nr. 6 genannten Wert-
grenze. 

5. die Erteilung der Genehmigung für die Verwendung des Stadtwappens durch Dritte. 

(2) Können Anfragen der Stadträte nach § 43 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA nicht sofort mündlich 
beantwortet werden, so antwortet der Bürgermeister innerhalb einer Frist von einem Monat 
schriftlich. 
 

 
 
5. Zu § 12 Einwohnerfragestunde  
 
Der § 12 wird neu gefasst: 
 

(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden und beratenden Ausschüsse führen im Rahmen 
ordentlicher öffentlicher Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.  

(2) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde fest. Fin-
det sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. Die 
Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.  

(3) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, grund-
sätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten Frage 
beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die 
Zuständigkeit der Stadt fallen. Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.  

(4) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Bürgermeister oder 
den Vorsitzenden des Stadtrates. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung 
der Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die 
innerhalb von sechs Wochen erteilt werden muss.  

(5) Auf die Einwohnerfragestunden in den beschließenden und beratenden Ausschüssen fin-
den die Regelungen der Absätze 2 bis 4 entsprechend Anwendung. An die Stelle des Vor-
sitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des jeweiligen Ausschusses.  
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6. Zu § 18 Einwohnerfragestunden in den Ortschaften 

 
Der Satz 1 wird neu gefasst: 
 
Nach den Beschlüssen der Ortschaftsräte Gladau, Mützel, Parchen, Schopsdorf und Tucheim 
sind im Rahmen ihrer ordentlichen öffentlichen Sitzungen Fragestunden für Einwohner der 
Stadt, die in der jeweiligen Ortschaft wohnen, nach folgendem Verfahren durchzuführen: 
 
Absatz (3) wird neu gefasst: 
 
(3) Jeder Einwohner der Stadt, der in der Ortschaft, ist nach Angabe seines Namens und sei-

ner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den 
Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von All-
gemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Ortschaft fallen. Angelegenheiten der Ta-
gesordnung können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein. 

 
Absatz (4) Satz 3 wird neu gefasst: 
 
Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Fragesteller eine schrift-
liche Antwort durch den Bürgermeister, die innerhalb von sechs Wochen erteilt werden muss.  
 
 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 

Diese 1. Änderungssatzung der Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.  
 
 
Genthin, den …………. 
 
 
 (Dienstsiegel) 

………………… 
(Thomas Barz) 
Bürgermeister 
 
 
Genehmigung der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde gemäß § 10 Abs. 2 KVG LSA: 
………………………………… 
 


